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2009/019

Kanton Basel-Landschaft Regierungsrat

Vorlage an den Landrat

Nichtformulierte Volksinitiative "Verantwortliche Basler Chemie- und Pharmafirmen missen

Trinkwasseruntersuchung und -aufbereitung bezahlen”

vom 27. Januar 2009

1. Einleitung

Mit der Verfigung vom 4. Januar 2008 hat die Landeskanzlei des Kantons Basel-Landschaft fest-
gestellt, dass die am 3. Januar 2008 eingereichte kantonale, nichtformulierte Volksinitiative "Ver-
antwortliche Basler Chemie- und Pharmafirmen muissen Trinkwasseruntersuchung und -
aufbereitung bezahlen" den formellen gesetzlichen Erfordernissen entspricht.

Gemass § 12a Absatz 1 der Verordnung zum Gesetz Uber die politischen Rechte (VO GpR) be-
stimmt der Regierungsrat nach der Publikation der Vorprifung einer nichtformulierten Initiative im
Amtsblatt auf Antrag der Landeskanzlei die federfihrende Direktion flr die allféllige Behandlung
der Initiative.

Die Behandlung der Volksinitiative wurde vom Regierungsrat mit Beschluss Nr. 0043 vom 15. Ja-
nuar 2008 der Volkswirtschafts- und Gesundheitsdirektion und mit Beschluss Nr. 1101 vom 12.
August 2008 der Bau- und Umweltschutzdirektion zugewiesen.

Laut Publikation im Amtsblatt vom 3. April 2008 erklarte die Landeskanzlei des Kantons Basel-
Landschaft die nichtformulierte Volksinitiative mit 3721 glltigen Unterschriften als zustande ge-
kommen. Dies gestitzt auf § 61 des Gesetzes vom 7. September 1981 Uber die politischen Rechte
sowie auf die Berichte der Gemeinden Uber die Prifung der Unterschriftenliste der am 27. Februar
2008 eingereichten nichtformulierten Volksinitiative "Verantwortliche Basler Chemie- und Pharma-
firmen missen Trinkwasseruntersuchung und -aufbereitung bezahlen".

Der Rechtsdienst des Regierungsrates, der auch dem Landrat beratend zur Verfugung steht (§ 31
Landratsgesetz), hat in zwei Gutachten vom 19. Mai 2008 und vom 4. Dezember 2008 zur Frage
der Rechtsgultigkeit der nichtformulierten Initiative Stellung genommen.

Der Regierungsrat erstattet hiermit zur gultig zustande gekommenen Volksinitiative Bericht und
stellt Antrag. Der Landrat erklart unmogliche oder offensichtlich rechtswidrige Volksbegehren fir
unglltig (8 78 des Gesetzes Uber die politischen Rechte).

Nichtformulierte Begehren werden innert zwei Jahren dem Volk zur Abstimmung vorgelegt, wenn
der Landrat sie in der Sache ablehnt. Hat das Volk oder der Landrat beschlossen, dem Begehren
Folge zu geben, so arbeitet der Landrat innert zwei Jahren eine entsprechende Vorlage zuhanden



des Volkes aus. Bei diesen Fristen handelt es sich um Ordnungs- und nicht um Verwirkungsfris-
ten. Deren Uberschreitung stellt eine Rechtsverzégerung dar, wenn sie auf keine sachlich gerecht-
fertigten Griinde zurtickzufihren ist.

Fur die vorliegende Volksinitiative gilt deshalb die Frist flr die Erarbeitung einer Vorlage bis 3. April
2010.

2. Wortlaut der Initiative

"Die Basler Chemie- und Pharmafirmen, resp. ihre Vorgangerfirmen, lagerten in den 1940er und
1950er-Jahren in den Deponien Feldreben, Margelacker und Rothausstrasse Tausende von Ton-
nen giftigen und z.T. Krebs erregenden Chemiemdll ab. Dieser verseucht das Trinkwasser der
Hardwasser AG und der Gemeinde Muttenz. 200'000 Menschen in der Region Basel trinken die-
ses Wasser. Das Trinkwasser aus der Muttenzer Hard muss aufwandig untersucht und speziell
aufgearbeitet werden (Aktivkohlefilter). Das ist kostspielig. Es kann nicht sein, dass die Trinkwas-
serkonsumentinnen, resp. Steuerzahlerinnen dies bezahlen miissen.

Die Unterzeichnenden, im Kanton Basel-Landschaft stimmberechtigten Personen, stellen gestiitzt
auf 8 28 Absétze 1 und 3 KV das folgende nichtformulierte Begehren:

Die Baselbieter Regierung ist dafur besorgt, dass die Kosten von Trinkwasseruntersuchungen und
-aufbereitungen, die notwendig sind, weil die Trinkwasserfassungen nahe von Chemiemilldepo-
nien liegen bzw. von Chemiemdulldeponien verschmutzt werden und/oder verschmutzt werden
kobnnten, gemass Verursacherprinzip von den verantwortlichen Chemie und Pharmafirmen (Novar-
tis, Clariant, Syngenta, Ciba usw.) bezahlt werden. Dies gilt unter anderem insbesondere fiir die
Untersuchung und Aufbereitung des Trinkwassers der Hardwasser AG sowie der Gemeinde Mut-
tenz."

3. Prifung der Volksinitiative auf ihre Rechtmassigkeit

Gemass Beschuss des Regierungsrates Nr. 0043 vom 15. Januar 2008 hat die Volkswirtschafts-
und Gesundheitsdirektion die Rechtsguiltigkeit der Initiative vom Rechtsdienst des Regierungsrates
prifen lassen.

Dieser kommt in seiner Stellungnahme vom 19. Mai 2008 und der Ergéanzung vom 4. Dezember
2008 zum Schluss, dass die vorliegende Volksinitiative nicht im Widerspruch zu Ubergeordnetem
Bundesrecht (namentlich der eidgendssischen Lebensmittelgesetzgebung) steht, soweit damit die
Uberbindung der ausserordentlichen Kosten der Trinkwasseruntersuchung und -aufbereitung
(ganz allgemein) auf die Verursacher von Trinkwasserverunreinigungen begehrt wird. Allerdings
durfte im Falle der Annahme des Volksbegehrens nicht eine kantonale Regelung geschaffen wer-
den, die gewisse Basler Chemie- und Pharmafirmen zur Kostentragung verpflichtet, solange nicht
feststeht, ob diese die Belastung des Trinkwassers tatséchlich verursachten. Da der Initiativtext ei-
ner Auslegung zuganglich ist, die grundsatzlich mit Ubergeordnetem Recht vereinbar zu sein
scheint, ist sie zumindest nicht "offensichtlich rechtswidrig”, wie dies fur eine landratliche Ungultig-
erklarung vorausgesetzt wird. Es ist deshalb von der Rechtsguiltigkeit der Initiative auszugehen,
zumal die kantonale Gerichtspraxis hohe Anspriiche an die offensichtliche Rechtswidrigkeit setzt
und eine augenscheinliche, sichtbare und damit sofort erkennbare Rechtswidrigkeit verlangt (vergl.
Urteil des Verwaltungsgerichts BL, heute Kantonsgericht, Nr.123 vom 15. Oktober 1997).

Die Beurteilung der Rechtsgultigkeit der Initiative unterscheidet sich damit von der sich ebenfalls
auf die Deponien in Muttenz beziehenden nichtformulierten Volksinitiative "Totalsanierung der



Chemiemdlldeponien in Muttenz" (vergl. Landratsvorlage 2008/188), bei welcher der Regierungs-
rat dem Landrat beantragt, die Initiative als rechtsungtiltig zu erklaren.

Die Unterscheidung grindet insbesondere darin, dass bei der Totalsanierungsinitiative entgegen
der abschliessenden Regelung des Altlastenrechts auf Bundesebene (vorbehaltlich Vollzugsvor-
schriften) zwingend die Totalsanierung der zumeist im Grundeigentum Dritter stehenden Deponien
mittels vollstandiger Aushebung verlangt worden ist. Diese Forderungen werden ungeachtet der
nach Bundesrecht zwingend durchzufiihrenden Abklarung betreffend Sanierungsbedurftigkeit der
einzelnen Deponien erhoben und ungeachtet dessen, ob bei einer festgestellten Sanierungsbe-
durftigkeit eine Totalsanierung wirklich erforderlich ist oder ob die Sanierungsziele nicht auch durch
eine andere Massnahme erreicht werden kénnen (Frage der Verhaltnismassigkeit des Eingriffs in
die von der Bundesverfassung geschutzten Eigentumsrechte von Dritteigentiimern). Die Forderun-
gen dieser Initiative gehen damit ganz offensichtlich tGber bestehende bundesrechtliche Vorgaben
hinweg: der Kanton darf keine Sanierung verlangen, wenn die Sanierungsbedurftigkeit nicht fest-
steht, und steht sie fest, muss die Methode der Sanierung das Verhaltnismassigkeitsprinzip be-
achten. Wenn diese gesetzlichen Vorgaben nicht eingehalten werden, kbnnen auch nicht "samtli-
che Sanierungskosten" den Verursachern auferlegt werden, wie dies die Totalsanierungsinitiative
in ihrem zweiten Teil verlangt.

Die hier zur Diskussion stehende Initiative beinhaltet keine solchen Forderungen, die offensichtlich
gegen ubergeordnetes Bundesrecht verstossen wirden. Sie lasst sich bundesrechtskonform inter-
pretieren in dem Sinne, dass zuerst die Verursacherfrage zu klaren ist und erst an die verfahrens-
massig korrekte Feststellung der Verursachung Kostenfolgen fiir den oder die Verursachenden
geknupft werden.

4, Begrundung der Ablehnung der Initiative

Gemass Artikel 74 der Bundesverfassung erlasst der Bund Vorschriften tUber den Schutz des Men-
schen und seiner natirlichen Umwelt vor schadlichen oder lastigen Einwirkungen. Er sorgt dafur,
dass solche Einwirkungen vermieden werden. Die Kosten der Vermeidung und Beseitigung tragen
die Verursacher. Fur den Vollzug der Vorschriften sind die Kantone zustandig, soweit das Gesetz
ihn nicht dem Bund vorbehélt. Die Verfassung raumt dem Bund eine umfassende Gesetzgebungs-
kompetenz mit nachtraglich derogatorischer Wirkung ein. Die Zusténdigkeit des Bundes ist somit
umfassend, aber nicht zwingend ausschliesslich. Die nachtraglich derogatorische (aufhebende,
einschrankende) Wirkung wird auch als konkurrierende Kompetenz bezeichnet. Dies bedeutet,
dass die Kantone zustandig bleiben, solange und soweit der Bund von der Kompetenz, die ihm die
Bundesverfassung zuweist, keinen Gebrauch macht. Erst in dem Augenblick, da der Bund seine
Kompetenz ganz oder teilweise austbt, wird die kantonale Kompetenz im entsprechenden Umfang
hinfallig (vgl. Bernhard Ehrenzeller/Philippe Mastronardi/Rainer J. Schweizer/Klaus A. Vallender
[Hrsg.] Die Schweizerische Bundesverfassung, Kommentar, § 74 Rz 9).

Der Bund hat mit dem Erlass des Bundesgesetzes Uber den Umweltschutz (USG) von seiner
Kompetenz, im Bereich des Umweltschutzes Regeln zu erlassen, weitestgehend Gebrauch ge-
macht und in Artikel 65 USG ausdriicklich festgehalten, dass die Kantone im Rahmen des Ge-
setzes eigene Vorschriften nur erlassen kbénnen, solange der Bundesrat von seiner Verord-
nungskompetenz nicht ausdricklich Gebrauch gemacht hat. Hat der Bund von seiner Rechtset-
zungskompetenz Gebrauch gemacht, sind die Kantone nur befugt, allfallige Vollzugsvorschriften
zu erlassen (vgl. Artikel 36 USG und Artikel 65 USG). Weitergehende Regelungen sind ihnen nicht
mehr maglich.



http://www.admin.ch/ch/d/sr/814_01/index.html

Gemass Artikel 32d Absatz 1 USG tragt der Verursacher die Kosten der bei einem belasteten
Standort notwendigen Untersuchungs-, Uberwachungs- und Sanierungsmassnahmen; dies in
Konkretisierung des Verusacherprinzips nach Art. 2 USG ("Wer Massnahmen nach diesem Gesetz
verursacht, tragt die Kosten dafir."). Das USG und die Altlasten-Verordnung enthalten somit ab-
schliessende Regelungen, so dass dem Kanton diesbezlglich keine Rechtsetzungskompetenz
mehr zufallt (vgl. Heribert Rausch, Kommentar zum Umweltschutzgesetz, 2. Aufl., N 14 zu Artikel
65).

Aus den obigen Darlegungen geht hervor, dass der Bund von seiner Regelungskompetenz im Be-
reich der Altlasten abschliessend Gebrauch gemacht hat. Den Kantonen steht diesbeziiglich keine
Regelungskompetenz mehr zu, es sei denn, es handle sich um reine Vollzugsvorschriften.

Als Zwischenergebnis ist somit festzuhalten, dass dem Kanton im Bereich der Tragung von Scha-
den durch Altlasten keine Regelungskompetenz zukommt, da der Bund von seiner Kompetenz
gemass § 74 Absatz 2 BV Gebrauch gemacht hat. Eine kantonalrechtliche Regelung, welche Zu-
stands- oder Verhaltensstorer abschliessend verpflichten wirde, weitere Kosten flr Schaden zu
tragen, ohne dass das Verfahren gemass der Altlastenverordnung bertcksichtigt wirde, wére des-
halb bundesrechtswidrig.

Die Tragung der Kosten fiir die Beseitigung von Schéaden oder unmittelbarer Risiken durch Altlas-
ten mit entsprechenden Massnahmen, und hierzu gehort auch eine Vorbehandlungsanlage fir
Trinkwasser in einem durch Altlasten gefahrdetes Gebiet, ist auf Bundesebene im USG geregelt.

Fur einen Vollzug dieser Gesetzgebung und des Verursacherprinzips ist deshalb die Bestimmung
der Verursacher zentral, d.h. wer durch den Umgang mit Abféllen (inkl. Stoffen, die nach heutigem
Recht als Abfalle umweltvertraglich zu entsorgen waren) die Belastung eines Standorts, mithin das
Entstehen eines Ablagerungs-, Betriebs- oder Unfallstandorts i.S. v. Art. 2 Abs. 1 Bst. a-c AltV un-
mittelbar verursacht hat. Es muss eine direkte Kausalitéat zwischen dem Verhalten und dem Scha-
den nachweisbar sein. Im vorliegenden Fall muss somit zweifelsfrei der direkte Zusammenhang
zwischen den gemessenen Spuren an Schadstoffen im Trinkwasser der Hardwasser AG und der
Gemeinde Muttenz mit den in den Deponien Margelacker, Feldreben und Rothausstrasse nach-
weislich vorliegen.

Nach dem heutigen Kenntnisstand ist das nicht der Fall, da die im Trinkwasser nachgewiesenen
und gemessenen Schadstoffe zwar teilweise auch im Deponiekorper der genannten drei ehemali-
gen Deponien vorkommen, aber auch andere Quellen in Betracht zu ziehen sind. Diese kdnnten
der Rhein, welches bekanntlich im Hardwald seit Jahrzehnten versickert wird, oder andere Scha-
denfalle und Altlasten im Umkreis der Trinkwasserfassungen sein. Ein Ausschluss dieser Quellen
ist heute naturwissenschaftlich nicht moglich. Selbst eine vollsténdige Sanierung der genannten
drei Deponien Margelacker, Feldreben und Rothausstrasse wiirde nicht eine vollstandige Elimina-
tion der Schadstoffspuren im Trinkwasser garantieren.

Sollte im Rahmen der laufenden und kinftigen Untersuchungen und allfalligen Sanierungsmass-
nahmen der Nachweis einer direkten Kontamination des Trinkwassers durch Schadstoffe aus den
drei genannten Deponien gelingen, so ist hach geltendem Bundesrecht und nach Verursacherprin-



zip die Tragung der Kosten aller Massnahmen fir eine Dekontamination bundesrechtlich geregelt.
Das beinhaltet den Quellenstopp durch Sanierung der in Frage kommenden Deponie und Mass-
nahmen zur Dekontamination bereits verunreinigten Trinkwassers. Dies analog der heutigen Voll-
zugspraxis bei Schadenféllen. Ein Aktivkohlefilter oder weitere Vorreinigungsstufen beim Trink-
wasserproduzenten Hardwasser AG und der Gemeinde Muttenz zdhlen als Dekontaminations-
massnahmen und miussten im Falle des vorliegenden Nachweises einer Kontamination vom Ver-
ursacher gemass USG und AltV getragen werden.

Die vorliegende Volksinitiative ist somit abzulehnen, da die Kostentragung nach dem Verursacher-
prinzip im Falle einer nachweislichen Kontamination und Kausalitdt durch das geltende Bundes-
recht bereits geregelt ist. Eine zusatzliche kantonale Regelung ist nicht nétig, und eine vom Bun-
desrecht abweichende Regelung wére nicht zulassig.

5. Antrag an den Landrat

Die nichtformulierte Volksinitiative "Verantwortliche Basler Chemie- und Pharmafirmen miissen
Trinkwasseruntersuchung und -aufbereitung bezahlen" ist abzulehnen.

Liestal, 27. Januar 2009 Im Namen des Regierungsrates
der Prasident::

Ballmer

der Landschreiber:

Mundschin

Beilage
— Entwurf Landratsbeschluss



Entwurf

Landratsbeschluss

Uber die kantonale nichtformulierte Volksinitiative "Verantwortliche Basler Chemie- und
Pharmafirmen missen Trinkwasseruntersuchung und -aufbereitung bezahlen"

vom

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

1. Die nichtformulierte Volksinitiative " Verantwortliche Basler Chemie- und Pharmafirmen mus-
sen Trinkwasseruntersuchung und -aufbereitung bezahlen" wird abgelehnt.

2. Die nichtformulierte Volksinitiative " Verantwortliche Basler Chemie- und Pharmafirmen mus-
sen Trinkwasseruntersuchung und -aufbereitung bezahlen” wird den Stimmberechtigten zur
Abstimmung unterbreitet.

3. Den Stimmberechtigten wird empfohlen, die nichtformulierte Volksinitiative " Verantwortliche

Basler Chemie- und Pharmafirmen missen Trinkwasseruntersuchung und -aufbereitung be-
zahlen" abzulehnen.

Liestal, 27. Januar 2009 Im Namen des Landrates

der Prasident:

Ballmer

der Landschreiber:

Mundschin



	Impressum
	Vorlage an den Landrat
	1. Einleitung
	2. Wortlaut der Initiative
	3. Prüfung der Volksinitiative auf ihre Rechtmässigkeit
	4. Begründung der Ablehnung der Initiative
	5. Antrag an den Landrat

	Landratsbeschluss

